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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

03.10.2002 

Geschäftszahl 

97/08/0594 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 95/08/0037 E 27. Juli 2001 RS 1 

(hier ohne den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Für die Bemessung der allgemeinen Beiträge ist nicht lediglich das im Beitragszeitraum an den 
pflichtversicherten Dienstnehmer (Lehrling) tatsächlich gezahlte Entgelt (die Geld- und Sachbezüge) 
maßgebend, sondern, wenn es das tatsächlich gezahlte Entgelt übersteigt, jenes Entgelt, auf dessen Bezahlung 
bei Fälligkeit des Beitrages ein Rechtsanspruch des pflichtversicherten Dienstnehmers (Lehrling) bestand. Ob 
ein Anspruch auf einen Geld- oder Sachbezug besteht, ist nach zivilrechtlichen (arbeitsrechtlichen) Grundsätzen 
zu beurteilen. Danach bleibt aber die Regelung dieser Frage, sofern nicht eine gesetzliche Grundlage besteht, 
einer Vereinbarung (Einzel- oder Kollektivvertrag), mangels einer solchen dem Ortsgebrauch überlassen 
(Hinweis E 21. September 1993, 92/08/0112). 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

97/08/0606 

97/08/0607 


